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1. Ausgangslage und Zielsetzung 

Die vorliegende Richtlinie dient als Orientierung für die Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen in 

Bezug auf Gesuche um Staatsbeiträge an Investitionen in Park-and-ride-Anlagen (P+R-Anlagen) und 

Bike-and-ride-Anlagen (B+R-Anlagen). Sie beantwortet die häufigsten Fragen im Zusammenhang mit der 

Anwendung von Art. 61 des Strassengesetzes sowie Art. 38 der Strassenverordnung: 

‒ Welchen Anforderungen müssen P+R-Anlagen sowie B+R-Anlagen entsprechen, damit an Investitio-

nen dafür Staatsbeiträge gesprochen werden? 

‒ Was fällt unter den Begriff Investitionen? 

‒ Welche sind die für die Beitragsbemessung massgebenden anrechenbaren Investitionskosten? 

‒ Welche Anforderungen werden an das Beitragsgesuch und an die Schlussabrechnung gestellt? 

 

Auszug aus dem Strassengesetz: 

Artikel 61 Beiträge an Park-and-ride-Anlagen 
1 Der Kanton leistet Beiträge an Investitionen in wichtige Park-and-ride- und Bike-and-ride-Anla-

gen.  
2 Der Beitrag beträgt 40 Prozent der Kosten. 
3 Handelt es sich um eine Anlage eines vom Bund mitfinanzierten Agglomerationsprogramms, gilt 

Artikel 62 Absatz 2. 

Artikel 62 Beiträge an Verkehrsinfrastrukturen in Agglomerationen 
1 Der Kanton leistet Beiträge an Verkehrsinfrastrukturen in Städten und Agglomerationen, für die 

der Bund Beiträge ausrichtet. 
2 Die Beiträge betragen höchstens 50 Prozent der vom Bund nicht gedeckten anrechenbaren  

Kosten. 

 

Auszug aus der Strassenverordnung: 

Artikel 38 Beiträge an Park-and-ride- sowie Bike-and-ride-Anlagen 
1 Beitragsberechtigt sind Park-and-ride- oder Bike-and-ride-Anlagen, 

 die dem Umsteigen auf ein öffentliches Verkehrsmittel dienen,  

 die sich in der Nähe einer regelmässig bedienten Haltestelle eines öffentlichen Verkehrsmit-

tels befinden,  

 für die ein Bedarfsnachweis erbracht ist, 

 deren Bestand langfristig gesichert ist. 
2 Beiträge werden ausgerichtet an die Investitionen für Park-and-ride- und Bike-and-ride-Anlagen  

folgender Trägerinnen und Träger: 

 Gemeinden, 

 Transportunternehmungen, die nach der Gesetzgebung über den öffentlichen Verkehr abgel-

tungsberechtigt sind, 

 gemischtwirtschaftliche Unternehmungen, die mit Leistungsauftrag arbeiten, 

 Private, die mit Leistungsauftrag arbeiten. 
3 Anrechenbar sind die reinen Baukosten sowie die Kosten für Betriebseinrichtungen, sofern die 

Anlage hauptsächlich der kombinierten Mobilität dient. 
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2. Grundlagen und Hinweise für die Realisierung von P+R- und B+R- Anlagen 

Das Tiefbauamt des Kantons Bern (TBA) empfiehlt, solche Anlagen gestützt auf die aktuellen Planungs-

grundlagen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu planen und zu realisieren. Nur unter Berück-

sichtigung dieser Grundlagen können zweckmässige und wirksame Anlagen realisiert werden. Zudem 

wird empfohlen, die Anlagen mit weiteren Angeboten, die der Kombination des privaten mit dem öffentli-

chen Verkehr dienen, zu ergänzen. 

2.1 Allgemeine Grundlagen 

‒ Richtplan Kanton Bern 2030 

‒ Gesamtmobilitätsstrategie Kanton Bern 2022 

‒ Bau- und Verkehrsdirektion (BVD) sowie der Direktion für Inneres und Justiz (DIJ): Verkehrsdreh-

scheiben im Kanton Bern. Merkblatt zu Rollen und Aufgaben vom 2. Oktober 2023 

‒ Richtlinie des Regierungsrates über die Zuständigkeiten bei der Finanzierung von Investitionen im öf-

fentlichen Verkehr vom 20. Dezember 2016 

‒ Erläuterungen des Amtes für öffentlichen Verkehr und Verkehrskoordination zu den Richtlinien des 

Regierungsrates über die Zuständigkeiten bei der Finanzierung von Investitionen im öffentlichen Ver-

kehr vom 20. Dezember 2016 

‒ Arbeitshilfe «Parkierung» des TBA vom 1. Januar 2026 

‒ Bundesamt für Strassen (ASTRA) sowie Velokonferenz Schweiz (VkS): Vollzugshilfe Langsamverkehr 

Nr. 7: Veloparkierung. Empfehlungen zu Planung, Realisierung und Betrieb, Handbuch. 2008  

‒ VSS-Norm 40 065 Parkieren - Bedarfsermittlung und Standortwahl von Veloparkierungsanlagen 

‒ VSS-Norm 40 066 Parkieren - Projektierung von Veloparkierungsanlagen 

‒ VSS-Norm SN 640 280 Parkieren - Grundnorm 

‒ VSS-Norm 40 291 Parkieren - Anordnung und Geometrie der Parkierungsanlagen für Personenwagen 

und Motorräder 

‒ VSS-Norm 40 282 Parkieren - Betrieb und Bewirtschaftung von Parkierungsanlagen  

2.2 Für wirksame P+R-Anlagen ist besonders zu beachten: 

‒ P+R-Anlagen an Bus- oder Tramhaltestellen eignen sich hauptsächlich an Knotenpunkten (Kreuzun-

gen) wichtiger Linien oder an Haltestellen mit einer Direktverbindung zu einem Ort mit Zentrumsfunk-

tion (Zentrum 1. bis 3. Stufe gemäss Raumkonzept des Richtplans Kanton Bern 2030).  

‒ P+R-Anlagen liegen in der Regel weniger als 200 m vom Hauptzugang der ÖV-Haltestelle entfernt. 

Massgebend ist die mittlere Fussdistanz (vgl. VSS 40 291). 

‒ Damit P+R-Anlagen den Umsteigenden vom privaten auf den öffentlichen Verkehr tatsächlich zur Ver-

fügung stehen und Fremdnutzende abgehalten werden, sind sie grundsätzlich zu bewirtschaften (ba-

sierend auf VSS 640 280 und 40 282, vgl. Ziff. 7).  

Dazu kann der Kreis der Berechtigten mit Zusatztafel explizit für ÖV-Nutzende eingeschränkt werden. 

Auch kann die Zufahrt kontrolliert, die maximale Parkzeit beschränkt und/oder das Parkieren gebüh-

renpflichtig werden. Gegebenenfalls ist ein degressiver Gebührentarif festzulegen. Die Vergabe von 

Parkberechtigungen kann an den Besitz eines entsprechenden ÖV-Abos gekoppelt werden (vgl. VSS 

40 282).  

‒ Plätze für Autos, Motorräder, Kleinmotorräder, Roller, dreirädrige Motorfahrzeuge und Carsharing 

werden in der P+R-Anlage realisiert. Diese Plätze sind durch die betreibende Person entsprechend zu 

https://wwwin.scodi-bvd.apps.be.ch/web/object?id=LinkedDocument_HMguMH68EeSFrqYkGEIUNw
https://wwwin.scodi-bvd.apps.be.ch/web/object?id=LinkedDocument_-aLD8H69EeSFrqYkGEIUNw
https://wwwin.scodi-bvd.apps.be.ch/web/object?id=LinkedDocument_ZcJCcdOiEeSF6tsYcMyQvA
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markieren und zu beschildern. Dabei ist die Beschilderung so anzuordnen, dass Motorräder, Kleinmo-

torräder, dreirädrige Motorfahrzeuge und Roller in die P+R-Anlage eingewiesen werden und nicht die 

B+R-Anlage belegen (vgl. VSS 40 066). 

‒ Es sind die Bestimmungen von Artikel 39e Kantonales Energiegesetz vom 15. Mai 2011 (KEnG, BSG 

741.1) betreffend Solarenergienutzung bei Parkplätzen einzuhalten. P+R-Anlagen gemäss Art. 61 SG 

im Freien mit mehr als 50 Parkplätze sind mit solaraktiven Überdachungen auszustatten, wenn sie 

dafür geeignet sind. Art. 19g Kantonale Energieverordnung vom 26. Oktober 2011 (KEnV, 741.111) 

definiert, welche Anlagen geeignet sind. Bestehende P+R-Anlagen sind mit solaraktiven Überdachun-

gen auszustatten, wenn sie umfassend saniert werden, spätestens aber innert zehn Jahren ab Inkraft-

treten des KEnG resp. der KEnV, das heisst bis 1. Januar 2036. 

2.3 Für wirksame B+R-Anlagen ist besonders zu beachten:  

‒ Die B+R-Anlage ist näher zur Haltestelle des öffentlichen Verkehrs (ÖV) anzuordnen als die P+R-An-

lage an diesem Umsteigeort (vgl. VSS 40 291 und VSS 40 065). 

‒ B+R-Anlagen liegen in der Regel weniger als 50 m vom Hauptzugang der ÖV-Haltestelle entfernt. 

Massgebend ist die mittlere Fussdistanz (vgl. VSS 40 065).  

‒ Die B+R-Anlagen sind überdacht und liegen nach Möglichkeit am Weg des Fussverkehrs zu den Per-

rons (Vermeiden des Sackgasseneffekts, vgl. VSS 40 066).  

‒ Die B+R-Anlagen sind so ausgerüstet, dass für mindestens jedes fünfte Zweirad eine Anbindmöglich-

keit besteht. Zudem sind nach Möglichkeit Angebote für Velofahrende (z. B. Velo-Pumpe, Werkzeug 

für Kleinreparaturen) vorzusehen (vgl. VSS 40 066). 

‒ In den B+R-Anlagen sind genügend geeignete Plätze für E-Bikes (ebenerdig) einzuplanen. Zudem 

sind Möglichkeiten zur Sicherung der E-Bikes vorzusehen (vgl. VSS 40 066).   

‒ Plätze für Velos, Mofas und E-Bikes sind in der B+R-Anlage zu realisieren. In jedem Fall ist die ge-

samte B+R-Anlage für die Nutzung durch Velos, Mofas und E-Bikes zu beschildern (vgl. VSS 40 066).  

‒ Bei Bedarf wird ein Teil der beitragsberechtigten Abstellplätze als Velostation ausgestaltet. Velostatio-

nen umfassen einen gesicherten Einstellraum (Sicherheitsschranke, geschlossener Raum, ab-

schliessbare Einstellboxen etc.) und idealerweise auf die Bedürfnisse der Velofahrenden ausgerich-

tete Dienstleistungen (vgl. VSS 40 066). 

3. Geltungsbereich 

Die vorliegende Richtlinie ist anwendbar auf Gesuche um Staatsbeiträge an Investitionen in P+R- und 

B+R- Anlagen.  

Ist eine solche Anlage Bestandteil eines vom Bund mitfinanzierten Agglomerationsprogramms, so sind in 

erster Linie die Bestimmungen der Richtlinie «Umsetzung von Gemeindemassnahmen im Rahmen der 

Agglomerationsprogramme (Art. 62 Strassengesetz)» massgebend. 

4. Rechtsgrundlagen für die Gewährung von Staatsbeiträgen 

‒ Bundesgesetz über Velowege vom 18. März 2022 (Veloweggesetz; SR 705) 

‒ Strassengesetz vom 4. Juni 2008 (SG; BSG 732.11) 

‒ Strassenverordnung vom 29. Oktober 2008 (SV; BSG 732.111.1) 

‒ Staatsbeitragsgesetz vom 16. September 1992 (StBG; BSG 641.1) 

‒ Staatsbeitragsverordnung vom 23. März 1994 (StBV; BSG 641.111) 
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‒ Finanzhaushaltsgesetz vom 15. Juni 2022 (FHG; BSG 620.0) 

‒ Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 23. Mai 1989 (VRPG; BSG 155.21) 

5. Voraussetzungen für einen Staatsbeitrag  

Der Kanton gewährt aufgrund des Strassengesetzes Staatsbeiträge an Investitionen in wichtige P+R-

Anlagen sowie B+R-Anlagen (Art. 61 SG). Welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit eine sol-

che beitragsberechtige Anlage vorliegt, definiert Art. 38 Abs. 1 SV. Zudem muss es sich stets um eine 

Investition in eine solche Anlage handeln. Welche Investitionskosten für den Staatsbeitrag anrechenbar 

sind, regelt Art. 38 Abs. 3 SV. 

Die Gesuchstellenden haben nach Art. 7 Abs. 1 StBG ein schriftliches Gesuch mit allen erforderlichen 

Unterlagen einzureichen. Für eine Finanzhilfe müssen sie Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfül-

lung bieten und zudem in der Lage sein, die Bedingungen und Auflagen zu erfüllen. Finanzhilfen darf der 

Staat nur gewähren, wenn überdies die Aufgabe ohne die Finanzhilfe nicht hinreichend erfüllt werden 

könnte. Deshalb haben dafür die Gesuchstellenden nach Massgabe der Gesetzgebung die zumutbaren 

Eigenleistungen zu erbringen und die Nutzung eigener Finanzierungsmöglichkeiten nachzuweisen (Art. 7 

Abs. 2 Bst. a und b StBG). 

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, besteht aufgrund des Wortlauts der Bestimmung ein gesetzlicher An-

spruch auf den Staatsbeitrag. Dieser beträgt fix 40 % der Kosten. Zur Frage, welche Kosten anrechen-

bar sind, vergleiche Ziff. 5.3.  

Handelt es sich um eine Anlage eines vom Bund mitfinanzierten Agglomerationsprogramms kommt 

einzig Art. 62 Abs. 2 SG zur Anwendung. Demnach leistet der Kanton höchstens die Hälfte an die vom 

Bund nicht gedeckten anrechenbaren Kosten. Dabei richtet sich die Beitragsgewährung nach der 

Richtlinie «Umsetzung von Gemeindemassnahmen im Rahmen der Agglomerationsprogramme». 

5.1 Für welche Anlagen können Staatsbeiträge für Investitionen gesprochen werden? 

Anlagen der kombinierten Mobilität erweitern das Einzugsgebiet des öffentlichen Verkehrs (ÖV) mit Ab-

stell- und Umsteigeanlagen für Zweiräder und Autos über den zu Fuss erreichbaren Bereich hinaus. Das 

spart einerseits den kostspieligen Ausbau und Betrieb des ÖV in dünnbesiedelten Gebieten und ermög-

licht andererseits, dass Fahrten mit dem eigenen Fahrzeug durch eine Kombination von Individualver-

kehr und ÖV ersetzt werden. Reisende sollen deshalb grundsätzlich möglichst nahe an der Quelle um-

steigen, damit möglichst lange Weganteile mit dem ÖV zurückgelegt werden. Daher strebt der Kanton 

Bern im Grundsatz ein dezentrales Anlagennetz für P+R-Anlagen sowie von B+R-Anlagen an (vgl. Ver-

kehrsdrehscheiben im Kanton Bern. Merkblatt zu Rollen und Aufgaben sowie Gesamtmobilitätsstrategie 

Kanton Bern 2022). 

Beitragsberechtigt sind Investitionen an P+R-Anlagen oder B+R-Anlagen, welche die folgenden Voraus-

setzungen nach Art. 38 Abs. 1 Bst. a bis d SV erfüllen: 

− sie dienen dem Umsteigen auf ein öffentliches Verkehrsmittel, 

− sie befinden sich in der Nähe einer regelmässig bedienten Haltestelle eines öffentlichen Ver-

kehrsmittels (an Bahnhöfen, Bahnhaltestellen oder wichtigen Tram- und Bushaltestellen, i.d.R. 

mittlere Fussdistanz, d.h. weniger als 200 m vom Hauptzugang entfernt), 

− für sie ist ein Bedarfsnachweis erbracht, 

− ihr Bestand ist langfristig gesichert. 

Die Anlagen müssen sämtliche genannten Voraussetzungen erfüllen, damit an den Investitionen dafür 

Staatsbeiträge geleistet werden können. 
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5.2 An welche Investitionen nach Art. 61 SG gibt es Staatsbeiträge? 

Die Leistung eines Staatsbeitrags nach Art. 61 SG setzt voraus, dass es sich um eine Investition für eine 

Anlage gemäss den Kriterien in Art. 38 Abs. 1 SV handelt. Als Investitionen gelten unter Berücksichti-

gung der Definition von Art. 52 Abs. 2 SG neue Ausgaben sowie die dafür nötigen Projektierungskosten. 

Die Ausgabe hat dabei mehrheitlich wertvermehrenden Charakter, sei es für einen Neubau einer P+R- 

oder B+R-Anlage oder einen Ausbau einer solchen bestehenden Anlage. Hingegen ist ein reiner Ersatz-

neubau nicht mehrheitlich wertvermehrend. 

Investitionen gemäss Art. 61 SG sind vom baulichen Unterhalt im Sinne von Art. 56 Abs. 2 SG abzugren-

zen. Zum baulichen Unterhalt zählen die mehrheitlich werterhaltenden Ausgaben, d.h. Ausgaben, die ge-

tätigt werden, um den Wert einer P+R- oder B+R- Anlage zu erhalten (z.B. Reparaturen oder Instandset-

zungen). Sie können teilweise auch wertvermehrend wirken, dienen aber überwiegend der Werterhal-

tung. Solche Kosten sind deshalb keine Investition im Sinne von Art. 60 SG. Ebenfalls keine Investitio-

nen stellen Aufwendungen im Rahmen des betrieblichen Unterhalts (Betriebskosten) dar (z. B. Zurück-

schneiden der Vegetation, Reinigung von Wasserabläufen, Schneeräumungen und dergleichen). 

5.3 Welche Investitionskosten sind für die Festlegung von Staatsbeiträgen anrechenbar?  

Der Kanton leistet nach Art. 38 Abs. 3 SV nur Staatsbeiträge an die Investition zur Deckung der reinen 

Baukosten sowie der Kosten für Betriebseinrichtungen, welche nachweislich und hauptsächlich zur Um-

setzung des bewilligten Projekts zum Zweck «P+R- und B+R-Anlagen» notwendig waren. Zu diesen 

Baukosten gehören grundsätzlich die Kosten für Bau inkl. Baumaterialien und Mehrwertsteuer. Zu den 

anrechenbaren Betriebseinrichtungen gehören beispielsweise Schrankenanlagen, Ticketautomaten und 

eine angemessene Beleuchtung der P+R- oder B+R-Anlage. 

Wenn Projekte ausserdem Elemente umfassen, die anderen Zwecken als dem oben genannten dienen 

(z. B. Parkierungsflächen für Drittnutzungen oder Stromerzeugung durch PV-Anlagen) oder ein Zusatz-

angebot für Nutzende darstellen (z. B. Ladestationen für E-Fahrzeuge), so werden Staatsbeiträge nur an 

diejenigen Investitionen geleistet, die für die reinen Baukosten oder Kosten für Betriebseinrichtungen für 

P+R- und B+R- Anlagen vorgesehen sind.  

6. Beitragsfestsetzung 

Mehrfache Staatsbeiträge sind nach Art. n19 StBG zu berücksichtigen. Darunter fallen Staatsbeiträge 

von anderen Direktionen des Kantons (z. B. des Amts für Kultur der Bildungs- und Kulturdirektion) oder 

kantonal verwaltete Fonds (z. B. SFG Fonds). Aus diesem Grund müssen diese Staatsbeiträge im Bei-

tragsgesuch ausgewiesen werden.  

Wird ein Projekt noch durch andere Staatsbeiträge mitfinanziert (z.B. Staatsbeiträge nach dem Gesetz 

über die Denkmalpflege vom 8. September 1999 (DPG; BSG 426.41), koordiniert in der Regel jene Be-

hörde das Vorgehen, die voraussichtlich den höchsten Staatsbeitrag zuspricht (Art. n19 Abs. 2 StBG). 

Nebst der ausgewiesenen Teuerung können im Verlauf der Realisierung des Projekts entstehende Mehr-

kosten nur dann finanziell abgegolten werden, wenn diese auf bewilligte Projektänderungen oder andere 

nicht beeinflussbare Ursachen zurückzuführen sind (Art. 15 StBG). Eine gemäss dem Stand der Technik 

entsprechende sorgfältige Planung und Projektierung vorausgesetzt, sind nicht beeinflussbare Ursachen 

stets nur Umstände, die im Zeitpunkt der ursprünglichen Projektierung nicht vorlagen und/oder auch 

nicht vorhersehbar waren. Die zuständige Stelle des TBA, Dienstleistungszentrum (DLZ), Planungen 

sollte zeitnah nach Kenntnis des Umfangs der Projektänderung informiert werden.  
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7. Beitragsgesuch 

Die Staatsbeiträge an Investitionen für P+R- und B+R- Anlagen werden an folgende Trägerinnen und 

Träger ausgerichtet:  

− Gemeinden 

− Transportunternehmungen, die nach der Gesetzgebung über den öffentlichen Verkehr abgel-

tungsberechtigt sind, 

− Gemischtwirtschaftliche Unternehmungen, die mit Leistungsauftrag arbeiten, 

− Private, die mit Leistungsauftrag arbeiten. 

Das schriftliche Beitragsgesuch ist durch die genannten Trägerinnen und Träger dem TBA, DLZ einzu-

reichen. Für ihre eigene Budgetplanung wird Ihnen dringend empfohlen, die zuständige Stelle des TBA, 

DLZ, Fachstelle Planungen frühzeitig (d.h. vor Einreichung des Beitragsgesuchs) und bereits für die Pla-

nung und Erarbeitung des Projekts beizuziehen und das Beitragsgesuch vor Baubeginn einzureichen. 

Dies ermöglicht eine frühzeitige Einschätzung darüber, ob die Anforderungen erfüllt sind und in welcher 

Grössenordnung der Staatsbeitrag in etwa ausfallen könnte.    

Dem Beitragsgesuch sind alle erforderlichen Unterlagen beizulegen. Dies sind folgende: 

‒ Nachweis der sachgerechten Aufgabenerfüllung; 

‒ Nachweis, dass die Aufgabe ohne die Finanzhilfe nicht hinreichend erfüllt werden kann sowie der Er-

bringung zumutbarer Eigenleistungen und der Nutzung eigener Finanzierungsmöglichkeiten (Finan-

zierungsplan); 

‒ Nachweis, dass die Anlage die Kriterien gemäss Art. 38 Abs. 1 SV erfüllt (vgl. Ziff. 5.1 der vorliegen-

den Richtlinie). Für den Bedarfsnachweis kann ggf. auf ein regionales Konzept (z. B. RGSK) verwie-

sen werden;  

‒ Ein Bewirtschaftungs- und Betriebskonzept für P+R- Anlagen, das aufzeigt, unter welchen Vorausset-

zungen die Plätze benutzt werden dürfen und wie der Zugang geregelt wird; 

‒ Übersichtsplan mit Angabe des Standorts der Anlage, der betroffenen Haltestelle des öffentlichen 

Verkehrs und der Zugänge (Auszug aus dem Übersichtsplan ~ 1:10 000); 

‒ Fotos des gegenwärtigen IST-Zustands (z. B. im einem PDF-Dokument zusammengestellt); 

‒ Bauprojekt (Pläne und Beschrieb);  

‒ Rechtskräftige Baubewilligung; 

‒ Leistungsauftrag bei gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen und Privaten mit Angabe der Träger-

schaft für die Anlage, welche den Betrieb und die Bewirtschaftung sicherstellt; 

‒ Kostenvoranschlag (KV), die für den Staatsbeitrag anrechenbaren Kosten sind nachvollziehbar ge-

mäss Ziff. 5.3 vorliegender Richtlinie von den nicht anrechenbaren Kosten auszuscheiden und im KV 

entsprechend darzustellen; 

‒ Weitere für das Vorhaben zugesprochene Staatsbeiträge nach Art. n19 StBG (vgl. Ziff. 6). 

 

Gestützt auf das vollständige Beitragsgesuch und die Beilagen verfügt das TBA den möglichen Höchst-

betrag der kantonalen Leistung sowie der anrechenbaren Kosten (Art. n12 Abs. 2 StBG). Bei dem in die-

ser Verfügung genannten und auf den eingereichten Grundlagen berechneten Staatsbeitrag handelt es 

sich nur um den maximalen möglichen Betrag, der auf der Grundlage des Kostenvoranschlags basiert. 

Aus dieser Berechnung ergibt sich zu diesem Zeitpunkt somit kein rechtlicher Anspruch auf die Auszah-

lung des darin aufgeführten Betrags.  

Entstehen nach Erlass dieser Verfügung Mehrkosten gemäss Art. 15 StBG (vgl. Ziff. 6), sind auch dafür 

die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen einzureichen. Aufgrund dessen ist nach Art. n12 Abs. 2 

StBG neu zu verfügen.  
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8. Anforderungen an die Schlussabrechnung 

Die elektronisch übermittelte Schlussabrechnung umfasst folgende Elemente: 

‒ Kostenzusammenstellung (darin sind die anrechenbaren Kosten gemäss Ziff. 5.3 ausgewiesen);  

‒ Kopie der Originalrechnungen mit Zahlungsbelegen als Nachweis der Kostenzusammenstellung;  

‒ Dokumentation mit Fotos des Zustands vor und nach der Realisierung; 

‒ Informationen über allfällige Änderungen der Trägerschaft;  

‒ Bankverbindung. 

Für den reibungslosen Ablauf ist der zuständige Oberingenieurkreis des TBA zur Schlussabnahme ein-

zuladen und die Aktennotiz oder das Protokoll der Schlussabnahme beizulegen. Etwaige von ihm bean-

standeten Mängel sind vor Einreichen der Schlussabrechnung zu beheben. 

Gestützt auf die Schlussabrechnung und die mit ihr eingereichten Belege legt das TBA dann den gemäss 

Art. 61 SG endgültigen, konkret bezifferten Betrag und dessen Auszahlungsmodalitäten fest. Besteht 

über den Auszahlungsbetrag keine Einigung, so ist nach den Bestimmungen des VRPG vorzugehen.   

9. Auszahlungsmodalitäten 

Das TBA prüft die Schlussabrechnung auf ihre Richtigkeit. Fehlen Elemente oder entsprechen Teile da-

von nicht den Vorgaben gemäss dieser Richtlinie, so wird das Fehlende bzw. die erläuternden Begrün-

dungen bei den Gesuchstellenden durch das TBA eingefordert. 

Ein Anspruch auf Staatsbeiträge nach Art. 61 SG besteht nur unter dem Vorbehalt, dass für die nötigen 

Mittel ein Kredit bewilligt und das Budget vorhanden ist. Reichen die vorhandenen Mittel nicht aus, so 

wird die Gewährung der Staatsbeiträge priorisiert und deren Auszahlung entsprechend zeitlich gestaffelt. 

Es besteht kein Anspruch darauf, den Staatsbeitrag zu einem bestimmten, von den Gesuchstellenden 

erwünschten Zeitpunkt zu erhalten. Sind die Mittel vorhanden, so wird in der Regel der Staatsbeitrag in-

nert 45 Tagen nach Vorliegen der korrekten Schlussabrechnung überwiesen.  

In der Regel werden keine Akontozahlungen gewährt. Bei mehrjährigen Projekten mit grösseren anre-

chenbaren Kosten (> CHF 100 000.00) sind nach Absprache mit dem TBA / DLZ und nach Massgabe 

der Beitragsverfügung Akontozahlungen möglich. Eine allfällige Akontozahlung wird auf rund 90 % der 

zu diesem Zeitpunkt nachgewiesenen effektiven Kosten bemessen (Rundungsbetrag). Der Antrag auf 

eine Akontozahlung ist durch eine Rechnungszusammenstellung, ein Belegverzeichnis und die Doku-

mentation des Baufortschritts zu belegen. 


